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Einleitung 

Gegenstand dieser Arbeit ist die Frage nach Umfang und Grenzen 
der verfassungsrechtlichen  Gewährleistung gemeindlicher Planungs-
hoheit durch das Grundgesetz. 

Den Anlaß, dieser Frage in einer Dissertation nachzugehen, hat eine 
der aus kommunalrechtlicher Sicht bemerkenswertesten Entscheidun-
gen des Bundesverfassungsgerichts  aus der jüngeren Zeit, der sog. 
„Memmingen-Beschluß"1, gegeben. 

I n dieser Entscheidung hat das Bundesverfassungsgericht  auf die 
Kommunalverfassungsbeschwerden  der Stadt Memmingen, der Gemein-
den Benningen, Ungerhausen und Memmingerberg die „Verordnung 
über die Festsetzung des Lärmschutzbereiches für den militärischen 
Flughafen Memmingen vom 23. 6.1975"2 wegen Verletzung des Art . 28 
Abs. 2 S. 1 GG für nichtig erklärt. 

Begründet hat das Gericht seine Entscheidung damit, daß der Ver-
ordnungsgeber den seiner Entscheidung zugrundeliegenden Sachver-
halt nicht vollständig ermittelt, die beteiligten Gemeinden nicht ange-
hört und die gebotene nachvollziehbare Abwägung zwischen den 
involvierten verteidigungspolitischen Interessen einerseits und den 
betroffenen  planerischen Belangen der Beschwerdeführer  andererseits 
nicht vorgenommen habe. Damit habe er gegen Art . 28 Abs. 2 S. 1 GG 
verstoßen, der dem Staat eine gesetzliche Beschränkung der Planungs-
hoheit einzelner  Gemeinden nur dann erlaube, wenn und soweit sich 
bei der vorzunehmenden Güterabwägung ergebe, daß schutzwürdige 
überörtliche Interessen diese Einschränkung erforderten. 

Von größerer verfassungsrechtlicher  Bedeutung als diese Feststellun-
gen zum individuellen Rechtsschutz der betroffenen  Gemeinden sind 
aber die Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts  zur Frage der 
institutionellen Verankerung der gemeindlichen Planungshoheit in der 
Selbstverwaltungsgarantie des Art . 28 Abs. 2 S. 1 GG. 

Der zu entscheidende Fal l forderte  zwar nach Auffassung  des Senats 
„keine Klärung der Frage, ob ein völliger Ausschluß der Gemeinden 
von der Planung ihres Raumes stets den Kernbereich des Selbstver-

1 BVerfGE 56, 298. 
2 BGB l I, S. 1490. 
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waltungsrechts verletzen würde"*; gleichwohl nahm das Gericht die 
Gelegenheit zum Anlaß, um festzustellen, daß es die Frage, „ob und 
in welchem Umfang die Planungshoheit der Gemeinden zum unantast-
baren Kernbereich des kommunalen Selbst Verwaltungsrechts" gehöre, 
für umstritten halte4. 

Diese Aussage fäl l t nicht so sehr deshalb ins Auge, wei l das Bundes-
verfassungsgericht  nicht auf das Problem eingeht, in welchem  Umfang 
die Planungshoheit der Gemeinden zu dem unantastbaren Kernbereich 
der objektiven Rechtsinstitutionsgarantie des Art . 28 Abs. 2 S. 1 gehört. 
Denn so verhält sich das Gericht auch i n Entscheidungen, die andere 
kommunale Hoheitsrechte betreffen 5. Viel bemerkenswerter ist, daß 
das höchste deutsche Gericht in der „Memmingen-Entscheidung" sogar 
die Frage als umstritten bezeichnet und im Ergebnis unbeantwortet 
läßt, ob überhaupt  die Planungshoheit zum Wesensgehalt des den Ge-
meinden institutionell verbürgten Selbstverwaltungsrechts zählt. 

Die abwartende Haltung des Bundesverfassungsgerichts  ist um so 
auffälliger,  als Rechtsprechung und Literatur die Planungshoheit 
traditionell, relativ undifferenziert  und nahezu einhellig zu jenen 
wesentlichen Hoheitsrechten zählen, in die sie sich nach überkommenem 
Verständnis die nur im Kern geschützte Eigenverantwortlichkeit der 
Gemeinden entfaltet. 

Die Zurückhaltung des Bundesverfassungsgerichts  gegenüber der 
Frage, ob solche gesetzliche Beschränkungen, die auf eine „allgemeine 
Einschränkung oder gar Beseitigung der gemeindlichen Planungs-
hoheit als Institution"® hinauslaufen, mit Art . 28 Abs. 2 S. 1 GG verein-
bar sind oder nicht, gibt Anlaß, den Problemkreis der verfassungs-
rechtlichen Gewährleistung gemeindlicher Planungshoheit unter Berück-
sichtigung der jüngeren Entwicklungstendenzen im Verständnis des 
Art . 28 Abs. 2 S. 1 GG neu zu durchdenken. Insbesondere ist der Frage 
nachzugehen, wo aus verfassungsrechtlicher  Sicht die Grenzen gesetz-
geberischer und administrativer Ingerenzen in die gemeindlichen Pla-
nungsbefugnisse verlaufen. Grundlegend ist dabei zu klären, ob die 
Vorschriften  der §§ 1 Abs. 3 und 2 Abs. 1 BBauG, die die Bauleitplanung 
zu einer gemeindlichen Selbstverwaltungsaufgabe erklären, eine kon-
stitutive Kompetenzzuweisung beinhalten, die zur Disposition des 
Gesetzgebers steht und durch einen entsprechenden actus contrarius 
wieder ganz oder zum Teil beseitigt werden kann, oder ob darin nur 
die Bestätigung und Ausgestaltung einer den Gemeinden nach Art . 28 

8 BVerfGE 56, 298 (313). 
4 BVerfGE 56, 298 (312). 
5 Vgl. etwa BVerfG, DVB1 1982, 27 betr. die gemeindliche Satzungsgewalt. 
β BVerfGE 56, 298 (313). 
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Abs. 2 S. 1 GG ohnehin zustehenden Planungskompetenz im örtlichen 
Bereich zu sehen ist, die besonderen verfassungsrechtlichen  Schutz 
genießt. Dieses Problem gewinnt angesichts des stetig wachsenden 
Einflusses staatlicher Entwicklungsprogramme, überregionaler und 
regionaler Planungskonzepte sowie staatlicher Fachplanungen auf die 
gemeindliche Planungsautonomie zunehmend an Bedeutung. 

Um eine Antwort auf die Frage nach der verfassungsrechtlichen 
Gewährleistung gemeindlicher Planungshoheit geben zu können, ist 
es zunächst erforderlich,  auf den Inhalt, die aktuelle Bedeutung und 
die Schutzfunktion der Selbstverwaltungsgarantie des Art . 28 Abs. 2 S. 1 
GG im föderativen Verfassungssystem einzugehen. Das soll im ersten 
Teil der Arbeit geschehen. 

Sodann soll, aufbauend auf den Ergebnissen des ersten Teils, unter-
sucht werden, ob und in welchem Umfang die gemeindliche Planungs-
hoheit als die Kompetenz der Gemeinden zur eigenverantwortlichen 
Gestaltung ihres Gebietes durch vorbereitende und verbindliche Bau-
leitplanung unter dem verfassungsrechtlichen  Schutz der Institutions-
garantie des Art . 28 Abs. 2 S. 1 GG steht. 


